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1. Der Regierungsrat genehmigt den vorgelegten Briefentwurf an das 
Bundesamt für Justiz. 

 
 
Begründung  
Der Regierungsrat stimmt der vom Bundesrat vorgeschlagenen neuen Inkas-
sohilfeverordnung in weiten Teilen zu. So unterstützt er beispielweise die 
Einrichtung von kantonalen Fachstellen, die Schaffung einer rechtlichen 
Grundlage für die Amtshilfe durch andere Behörden aller Ebenen, die Rege-
lung der Mitwirkungspflicht der berechtigten Person, den bundesrechtlichen 
Rahmen mit Mindestvorgaben für die angebotenen Leistungen der Fachstel-
len sowie die Regeln zur Einstellung der Inkassohilfe, zur Anrechnung einge-
hender Zahlungen und zu den Kosten der Inkassohilfe. Hingegen lehnt der 
Regierungsrat die Inkassohilfe gestützt auf behördlich nicht genehmigte Un-
terhaltstitel sowie die alternative Anknüpfung der Zuständigkeit an den Auf-
enthaltsort der berechtigten Person ab. Zusätzlich zu den vorgeschlagenen 
Regelungen schlägt er finanzielle Beiträge des Bundes an die Aus- und Wei-
terbildung des Personals der Fachstellen, die Möglichkeit der Zuständig-
keitsübertragung für internationale Inkassofälle an die Zentralstelle des Bun-
des, die Einräumung einer zweijährigen Umsetzungsfrist vor dem 
Inkrafttreten sowie erläuternde Ausführungen des Bundesamtes für Justiz zur 
allenfalls erforderlichen Anpassung der kantonalen Datenschutzbestimmun-
gen vor.  

                                                                                            
 


